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„Nicht jeder will nur Müsli
mit Hafermilch essen“

Der Mannheimer Philosoph Bernward Gesang hält Spenden für den Klimaschutz für effektiver als den individuellen
Verzicht auf Fleisch oder das Auto. Warum das für die CO2-Bilanz besser ist, erklärt er im Interview

Von Walter Serif

Herr Gesang, die internationale
Staatengemeinschaft tut so, als
könne sie den Klimawandel mit
Nichtstun aufhalten. Haben Sie
eine Erklärung für diese Vogel-
Strauß-Haltung?

Bernward Gesang: Die Staaten be-
finden sich in der Tat auf einem selt-
samen Trip. Sie sehen sich wechsel-
seitig als Konkurrenten und versu-
chen, Vorteile aus dem Wettbewerb
zu erzielen. Dass dabei der Klima-
schutz zu kurz kommt, liegt daran,
dass die Folgen des Klimawandels ja
nicht für alle Staaten gleich sind. Die
einen leiden nur unter Hochwasser,
die anderen saufen aber irgendwann
ganz ab, wenn der Meeresspiegel
weiter ansteigt.

Aber was kann ich dann als
Individuum machen? Bin ich
nicht machtlos, wenn der Staat
keine neuen Regeln aufstellt?

Gesang: Machtlos sind wir nicht. So-
lange die Staaten nicht den Ball spie-
len, der in ihrem Feld liegt, bleibt ja
nur das Individuum als Einzelin-
stanz übrig. Wir sind dann die Lü-
ckenbüßer für eine Übergangszeit.
Aber klar ist natürlich: Letztendlich
brauchen wir einen internationalen
Vertrag, an den sich die Staaten dann
auch anders als bisher halten müs-
sen. Sonst können wir den Klima-
wandel nicht mehr aufhalten.

Was schlagen Sie denn für die
Übergangszeit vor? Soll ich auf
Fleisch verzichten, damit meine
CO2-Bilanz ausfällt?

Gesang: Das können Sie schon ma-
chen. Das Problem ist nur, dass ich
nicht glaube, dass wir in Deutsch-
land jetzt alle Vegetarier werden. Da-
für sind die Ernährungsgewohnhei-
ten bei vielen zu eingefahren. Der Ef-
fekt wäre also begrenzt.

Aber es wäre nach Ihrer Logik
wenigstens ein Anfang gemacht.

Gesang: Das stimmt, aber ich habe
mir Gedanken darüber gemacht, wie
wir alle viel mehr CO2 einsparen
könnten, selbst wenn die große
Mehrheit weiter Fleisch isst.

Erklären Sie mir das bitte.
Gesang: Ich gebe Ihnen mal ein Bei-
spiel: Wenn ich ein Jahr lang auf
Fleisch verzichte, dann würde ich
450 Kilogramm CO2 einsparen und
hätte dann 650 Euro mehr in der Ta-

sche. Ich könnte aber auch einfach
weiter Fleisch essen und die genann-
te Summe zur Förderung von Klima-
schutzprojekten in Ländern des Glo-
balen Südens spenden. Damit würde
ich dann aber 28 000 Kilogramm
Kohlenstoffdioxid einsparen. Der Ef-
fekt wäre also um den Faktor 60 Mal
so groß. Das eigene Emissionsverhal-
ten umzustellen, ist also keinesfalls
am effektivsten, auch wenn das viele
glauben und auch noch sexy finden.

Ich könnte aber trotzdem
auf Fleisch verzichten.

Gesang: Das stimmt, aber es würde
nichts an den genannten Relationen
ändern. Deshalb wäre es besser,
wenn Sie zusätzlich spenden wür-
den, zum Beispiel für den Regen-
wald oder die Renaturierung von
Mooren. Außerdem bekommen Sie
vom Fiskus etwas zurück, wenn Sie
für eine gemeinnützige Sache Geld
spenden. Diesen Steuerbonus könn-
ten Sie mit einer größeren Wirkung
als die Verhaltensumstellung einset-
zen. Die Verhaltensumstellung hat ja
außerdem auch noch einen beson-
deren Nachteil.

Welchen denn?
Gesang: Wenn ich auf Fleisch ver-
zichte oder mein Auto verkaufe,
dann hilft das ja nur, wenn auch viele
andere das gleichzeitig so machen.
Darauf habe ich überhaupt keinen
Einfluss. Ich kann Ihnen noch ein
anderes Argument nennen.

Gerne!
Gesang: Die rot-grüne Bundesregie-
rung hat 1999 die Ökosteuer einge-
führt. Die Spritpreise sind damals
stark gestiegen, der Benzinver-
brauch ist aber kaum gesunken.
Auch das belegt, dass wir eher bereit
sind, Geld zu geben als unser Verhal-
ten zu ändern. Nicht jeder will eben
morgens nur noch Müsli mit Hafer-
milch essen. Damit kommen Sie
vielleicht bei der klassischen Grü-
nen-Klientel an, die über eine gewis-
se Opfermentalität verfügt. Die brei-
te Masse will das aber nicht. Aber auf
die kommt es ja an, wenn wir das Kli-
ma retten wollen.

Also spenden, spenden, spenden!
Gesang: Ja. Wenn wir verhindern
wollen, dass Brasilien den Regen-
wald plattmacht, müssten wir die-
sem Land jedes Jahr mindestens

zwei Milliarden Euro zahlen.
Deutschland hat aber nur 200 Millio-
nen Euro überwiesen. Mit solchen
lächerlichen Beträgen können wir
nicht verhindern, dass die Ökosyste-
me im Globalen Süden den Geist
aufgeben. Wenn wir aber im großen
Stil spenden würden, käme ein Rie-
senbetrag zusammen. 2023 haben
die Deutschen immerhin fast fünf
Milliarden Euro gespendet. Das
Spendenwesen ist bei uns stark aus-
geprägt und hat schon eine lange
Tradition.

Wie viel sollen denn die Leute
nach Ihrer Meinung spenden?

Gesang: Normalverdiener sollten
vier Prozent ihres Nettojahresge-
halts spenden. Das wären bei
24 000 Euro also 80 Euro im Monat.
Starke Schultern sollten aber wie bei
der Einkommensteuer mehr tragen.
Wer wie ich zu den Guten und nicht
zu denjenigen gehören will, denen
alles egal ist, muss mindestens im
unteren Prozentbereich seines Ein-
kommens intervenieren, sonst kann
er nicht behaupten, dass ihm das
Elend in der Welt ernsthaft etwas
ausmacht. Er muss seine moralische
Spenden-Benchmark zudem höher
ansetzen, als er dem Klima durch
seinen Konsum schadet. Vielverdie-
ner stehen entsprechend mehr in
der Pflicht. Ich spende deshalb
15 Prozent und setze hier auf Vor-
bildwirkung. Auf meinem Rechner
habe ich die grüne Suchmaschine
Ecosia installiert. Ich google damit
mit jedem Klick für den Regenwald.
Das kostet mich nichts, doch der Kli-
maschutz profitiert davon. Das Un-
ternehmen steckt mindestens
80 Prozent des Gewinns ins Pflanzen
neuer Bäume.

Ich habe mir ein iPhone gekauft,
als Kompensation pflanzt Apple
einen neuen Baum.

Gesang: Davon halte ich wenig. Das
sind oft diese dubiosen Kompensati-
onsgeschäfte, die ja nicht den Aus-
stoß von CO2 automatisch abbauen.

Bäume sind doch CO2-Speicher.
Gesang: Die Produktion eines iPho-
nes ist schädlich fürs Klima, und
wenn der Baum nach zehn Jahren
abgeholzt wird, statt CO2 langfristig
zu binden, dann sind Sie CO2-mäßig
wirklich dick im Minus. Im Idealfall
ist es höchstens ein Nullsummen-
spiel, aber ich komme natürlich nie
vom CO2 herunter. Das heißt, es
reicht nicht, wenn wir kompensie-
ren, wir müssen überkompensieren.
Das heißt, wir müssen mehr spen-
den, als wir kaputt machen.

Kritikersagenoft:DasGeldkommt
nicht an der richtigen Stelle an.

Gesang: Das sind billige Ausreden.
Wozu haben wir denn Spendensie-
gel? Natürlich kommen Spenden an.
Eine Spende hat ja nicht nur den Vor-
teil, dass sie, wenn sie das Klima über
Armutsbekämpfung im Regen
schützt, die Armut reduziert, und
zwar ohne die Kooperation breiter

Bevölkerungsschichten. Wenn die
Bauern Geld bekommen, müssen sie
den Regenwald nicht verkaufen. Und
wenn der dann erhalten bleibt, tun
wir nicht nur etwas für das Klima,
sondern auch für den Artenschutz.

Betreiben wir dann aber nicht
einen Ablasshandel?

Gesang: Nein. Spenden ist kein Ab-
lasshandel. Die katholische Kirche
hat den Gläubigen das Geld mit
zweifelhaften Versprechungen ab-
geknöpft und damit den Petersdom
in Rom gebaut. Wir dagegen betrei-
ben mit den Spenden Klimaschutz,
und zwar dort, wo der Effekt am
größten ist.

Dafür darf ich dann weiter
Fleisch essen und meinen alten
Verbrenner fahren.

Gesang: Natürlich bleibt da irgend-
wie ein schales Gefühl zurück. Wer
will, kann ja aufs Fleisch und aufs
Auto verzichten, wenn er sich dann
besser fühlt. Und er kann auch zu-
sätzlich spenden. Klar ist nur: Wenn
wir auf dieser Insel des Reichtums le-
ben, während vor unserer Küste
Menschen ertrinken, können wir
uns nur dann zu guten Menschen er-
klären, wenn wir uns im Rahmen un-
serer finanziellen Möglichkeiten en-
gagieren. Das ist jedenfalls keine
Überforderung. Sonst müssen wir
uns eingestehen, dass uns die Not
der Anderen schlicht egal ist, und wir
nicht zu den guten Menschen gehö-
ren können. Aber jeder meint, er ge-
höre zu denen.

Wenn ich Sie richtig verstehe, glau-
ben Sie, dass es effektiver ist, in den
Klimaschutz im Globalen Süden
zu investieren als in Deutschland.

Gesang: So pauschal kann man das
nicht sagen. Bei der Produktion von
Stahl entsteht sehr viel CO2. Wenn es
gelingt, die Emissionen mit dem Ein-
satz von Wasserstoff im Inland zu re-
duzieren, ist das natürlich sinnvoll,
besonders, wenn wir die Technik tei-
len: Die Länder im Globalen Süden
gehören zu den großen zukünftigen
Emittenten. Da sind dann wiederum
Investitionen in neue Technologien,
die erst im Inland entwickelt wer-
den, sinnvoll, die es diesen Ländern
dann erlauben, praktisch eine Stufe
zu überspringen, ohne jahrzehnte-
lang die schmutzige Kohle als Ener-
gieträger einzusetzen.

Der Klimawandel fordert seinen Tribut: Alleebäume bilden den einzigen grünen Farbtupfer zwischen trockenen, abgeernteten Feldern. BILD: JAN WOITAS/DPA

Bernward Gesang

� Bei der Debatte über den Kli-
mawandel haben inzwischen
die Pessimisten Hochkonjunk-
tur. Kein Wunder, die Staaten
machen ja nichts. Doch der Phi-
losoph Bernward Gesang
(Jahrgang 1968) von der Uni-
versität Mannheim warnt
davor, dass wir schon jetzt
resignieren, und verlangt vom
Individuum, das es etwas tut.

� In seinem Buch „Mit kühlem
Kopf“ (2020) erklärt Gesang –
so der Untertitel – „Wie die Phi-
losophie dem Klima hilft“ und
entwickelt Strategien im Kampf
gegen den Klimawandel. Zum
Beispiel Spenden. Auf seiner
Homepage nennt er Beispiele
für geeignete Projekte, die dem
Klimaschutz dienen. was

ZEW
widerspricht

Dobrindt
Bürgergeld: Experte gegen

Umstellung für Ukrainer

Von Walter Serif

Mannheim. Der Streit um das Bür-
gergeld kocht in der Bundespolitik
immer stärker hoch. Leider ist die
Debatte von keiner Sachkenntnis
getrübt. Kein Wunder also, dass
CSU-Landesgruppenchef Alexan-
der Dobrindt mit seinem Vorstoß
Kopfschütteln beim Mannheimer
Zentrum für Europäische Wirt-
schaftsforschung (ZEW) ausgelöst
hat. Zur Erinnerung: Dobrindt will
den Ukrainerinnen und Ukrai-
nern ja nicht nur die Sozialleistun-
gen kürzen, sondern Kriegsflücht-
linge in ihr Heimatland zurück-
schicken, falls diese in Deutsch-
land keine Arbeit haben.

Ukrainer sind nicht schlecht in
Deutschland integriert
„Grundsätzlich geht die Debatte
an der Realität der Behörden vor-
bei: Die Umstellung von Bürger-
geld auf Asylbewerberleistungen
würde die lokalen Sozialämter
unverhältnismäßig stark belas-
ten. Diese operieren meist sowie-
so schon an der Belastungsgren-
ze“, so ZEW-Experte Martin Lan-
ge. Und er setzt noch einen drauf:
„Was den Ukrainerinnen und
Ukrainern in Deutschland hilft,
sind nicht Rückführungsdebat-
ten, sondern schnellere Anerken-
nungsverfahren ihrer Qualifika-
tionen und eine höhere Verfüg-
barkeit von Kinderbetreuung.“

Lange bestreitet auch, dass ge-
kürzte Leistungen die Integrati-
onsbereitschaft der Kriegsflücht-
linge erhöhen würden. „Das greift
zu kurz. Die russische Invasion
der Ukraine ist gerade einmal
zwei Jahre her. Aus der Ukraine
kamen vor allem junge Frauen
mit Kindern – also eine Gruppe,
die es hierzulande grundsätzlich
schwerer hat, im Arbeitsmarkt
Fuß zu fassen“, sagt er. Kürzun-
gen der Leistungen würden des-
halb eine besonders vulnerable
Gruppe treffen. Er betont, dass
die Integration der Flüchtlinge in
den Arbeitsmarkt insgesamt wie
erwartet und nicht schlechter als
die von anderen, vorherigen Zu-
wanderungsgruppen laufe. Das
klingt dann doch ganz anders als
beim CSU-Politiker Dobrindt.

Teilnahme an Sprachkursen
ist hoch
Langes Fazit sieht deshalb ganz
anders aus: „Es ist erfreulich, dass
Ukrainerinnen und Ukrainer auf
langfristige Integration setzen.“
Mehr als die Hälfte wollen dem-
nach langfristig in Deutschland
bleiben, die Teilnahme an
Sprach- und Integrationskursen
sei hoch, Vorqualifikationen sind
nach Langes Darstellung vorhan-
den. „Dies sind wichtige Voraus-
setzungen, dass die Geflüchteten
gute und qualifizierte Beschäfti-
gung finden“, sagt der Experte
und stellt klar: „Es sollte in dieser
Debatte bedacht werden, dass die
Aufnahme von Schutzsuchenden
vor Krieg und Zerstörung ein hu-
manitäres Gebot ist, das sich
nicht an eine Arbeitsmarktparti-
zipation knüpfen lässt.“ Seine
Schlussfolgerung: „Die Ukraine-
rinnen und Ukrainer sind hier,
weil sie Schutz vor dem russi-
schen Angriffskrieg suchen, und
nicht, um unseren Arbeitskräfte-
mangel zu beheben.“

ZEW-Experte Martin Lange geht auf
Distanz zu Dobrindt. BILD: ZEW


